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aRBeIteR*INNeN
füR ReVOLutION, RÄteDemOkRatIe uND sOZIaLIsmus

staNDPuNkt

Dieser Artikel, von unserer deut-
schen Sektion Gruppe Arbeite-
rInnenmacht, erschien schon in 
der letzten Ausgabe des Arbei-
ter*innstandpunkts. Aufgrund sei-
ner Aktualität hinsichtlich der be-
vorstehenden Impfpflicht, drucken 
wir ihn neuerlich mit modifiziertem 
Titel ab und ergänzen ihn mit ei-
nem Kasten zu deren Umsetzung 
in Österreich.

3G, 2G, 2G+, 1G. Was sich liest 
wie eine Reise in die Geschichte 
der mobilen Telekommunikation, 
ist der neuste Schrei in der Pande-
miebekämpfung. In Deutschland 
sowie anderen europäischen Län-
dern nimmt die vierte (bzw. fünf-

te) Welle weiterhin Fahrt auf oder 
ist schon längst mit voller Wucht 
am Wüten. In der BRD steht das 
Gesundheitssystem im Osten und 
Süden des Landes kurz vor dem 
Kollaps und in restlichen Teilen 
steigen die Zahlen kontinuierlich 
an.

Wie schon im Winter 2020 be-
mühen sich die Politiker*innen 
hervorzuheben, wie überrascht sie 
von der Situation sind und dass es 
doch niemand hätte besser wissen 
können. Wir müssen nun zusam-
menstehen. Mit Fingern aufeinan-
der zeigen, würde nun niemanden 
weiterbringen. Also ganz gemäß 
dem Motto: „Same procedure 

as last year!”. Alles andere als 
Schaumschlägerei und Ausreden 
sind diese Aussagen jedoch nicht.
In Deutschland war es schon über 
Wochen klar, dass die Welle an � 
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Fahrt aufnehmen wird und die Auf-
hebungen von Maßnahmen wie z. 
B. der Maskenpflicht für Schüler*in-
nen in Schulen nach den Herbst-
ferien nur Öl ins Feuer schütten 
bedeuten konnten. Diesen Öff-
nungsschritten lagen einerseits der 
Bundestagswahlkampf, wirtschaftli-
ches Interesse des Groß- und Klein-
kapitals, aber auch die Angst vor 
einem erneuten Erstarken und Zu-
wachs der Querdenkerbewegung 
zugrunde. Kurz gesagt: Politisches 
und wirtschaftliches Kalkül steht 
hier klar über notwendigen Maß-
nahmen für die Gesundheit der 
Bevölkerung und spielt schlussend-
lich den Rechten in die Hände. Ein 
Déjà-vu-Erlebnis! Wir stehen vor 

den Scherbenhaufen einer Politik, 
die Profitinteressen über Gesund-
heit stellt, darauf spekulierte, dass 
die Impfung einer Mehrheit und die 
„schrittweise“ Durchseuchung einer 
Minderheit Ungeimpfter die Infekti-
onsausbreitung unter der Schwelle 
des Kollapses des Gesundheitswe-
sens halten würde. Nun breitet sich 
das Virus aus wie nie zuvor. In der 
letzten Woche infizierten sich täg-
lich um 50 000 Menschen oder 
mehr, täglich sterben mehr als 200 
in Deutschland.

Strategien der Pandemiebekämpfung

Seit Beginn der Pandemie können 
wir unterschiedliche Strategien ihrer 

Bekämpfung unterscheiden. Neben 
der hier in Deutschland angewand-
ten des „Abflachens der Kurve“ 
stehen noch „Zero-Covid“ sowie 
„Durchseuchung“ im Fokus der De-
batten.

Die Strategien der „Durchseu-
chung“ sowie des „Abflachens der 
Kurve“ erfolgen unter der grund-
sätzlichen Annahme, dass Co-
ronainfektionen nicht verhindert 
werden können und wir damit um-
zugehen lernen, d. h. einen Maß-
nahmenkatalog finden müssen, 
der nur so viele Coronainfektionen 
zulässt, wie es das Gesundheitssys-
tem aushält, ohne unnötig die Wirt-
schaft zu belasten. Alles, was darü-

Ab Februar soll in Österreich das erste Mal seit 
1981 wieder eine Impfpflicht gelten. Damals 
waren es die Pocken, heute ist Covid-19 so 
bedrohlich, dass es nur durch hohe Durchimp-
fungsraten in Schach gehalten werden kann. Zu 
bestimmten Stichtagen soll das zentrale Melde-
register mit dem Impfregister verglichen werden. 
Wer nicht geimpft ist, bzw. die Auffrischungsimp-
fungen nicht zeitgerecht erhalten hat, bekommt 
eine Verwaltungsstrafe. Der Gesetzesentwurf ist 
derzeit in Begutachtung, daher kann es zu den 
hier beschriebenen Maßnahmen noch Änderun-
gen geben. Geplant sind Geldstrafen, erst ein-
mal bis zu 600 Euro, wenn diese nicht bezahlt 
werden und es zu einem ordentlichen Verfahren 
kommt, bis zu 3.600 Euro. Eher außergewöhn-
lich ist dabei, dass es keine Ersatzfreiheitsstrafen 
gibt, wenn die Strafe nicht bezahlt werden kann. 
Dies betrifft allerdings nur den äußersten Notfall 
– generell wird erst einmal durch den Gerichts-
vollzieher versucht, das Geld einzutreiben. Wer 
sich nach erfolgter Anzeige impfen lässt, dem 
wird die Strafe erlassen.

Die Impfpflicht ist eine Reaktion der Regierung 
auf ihr bisheriges Versagen. Wie viel sie ändern 
kann, wird sich zeigen. Ärzt*innen verschiedens-
ter Fachrichtungen können Atteste ausstellen, 
die von der Impfpflicht befreien. Durch das Aus-
stellen falscher Atteste begehen sie ebenfalls ein 
Verwaltungsdelikt, das mit bis zu 3.600 Euro zu 

bestrafen ist. Dazu müssen sie aber erst einmal 
angezeigt werden. Ebenso können Ärzt*innen 
Bestätigungen über die verabreichte Impfung 
ausstellen. Es ist ein offenes Geheimnis, dass in 
der Szene der Impfgegner*innen Kontakte von 
Arztpraxen, die entsprechende Dienstleistun-
gen anbieten, weitergegeben werden. Impfgeg-
ner*innen rüsten sich für den juristischen Kampf 
genauso wie für den Straßenkampf und die Rei-
hen der von rechten Kräften geführten Bewe-
gung werden durch die Impfpflicht nur gestärkt. 
Jene Menschen wiederum, die sich aufgrund der 
Impfpflicht impfen lassen, hätte man wohl groß-
teils mit gut organisierten Impfkampagnen und 
Anreizsystemen ebenso gut gewinnen können.

Eine Impfpflicht ist bei Krankheiten wie Covid-19 
nicht generell abzulehnen. Denn wer sich nicht 
impfen lässt, gefährdet sowohl sich selbst als 
auch andere. Doch diese Impfpflicht ist eine 
Maßnahme, die von einer bürgerlichen Regie-
rung nicht anders zu erwarten ist. Sie ist lächer-
lich für die Reichen.  Diese Regierung interessiert 
sich mehr für Profite als für die Gesundheit der 
Menschen – und kein bisschen für Gerechtigkeit. 
Die geplante Impfpflicht ist aus ihrer Sicht nichts 
anderes als eine Maßnahme, um die Wirtschaft 
am Laufen zu halten und weitere Lockdowns zu 
vermeiden, aber kein solidarischer Ausweg aus 
der Pandemie.

Die Impfpflicht in Österreich
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ber liegt – einschließlich Tausender 
Menschen, die nicht hätten sterben 
müssen –, ist in diesen Konzepten 
einkalkuliert.

Hierbei spielen auch die Schulen 
und Kitas eine wichtige Rolle. Schul-
schließungen betreffen schließlich 
nicht nur Lehrende, Kinder und 
Jugendliche, sondern haben auch 
einen gravierenden Einfluss auf die 
Verfügbarkeit der Arbeitskraft der 
Eltern im bisherigen Verlauf der 
Pandemie ausgeübt. Dies führt bei 
der derzeitigen Pandemiebekämp-
fung dazu, dass Schul- und Kita-
schließungen von allen politischen 
Kräften im Bundestag abgelehnt 
werden. Dies wird gerne damit be-
gründet, dass die psychische und 
physische Belastung durch langan-
haltende Schulschließungen sowie 
das Auseinanderklaffen der sozia-
len Schere zugenommen haben.

Verschwiegen wird dabei aber, dass 
dies eine Änderung der Strategie mit 
Hinblick auf die Schulen bedeutet: 
diese nämlich zu durchseuchen. Die 
aktuellen Inzidenzzahlen sprechen 
hier auch eine eindeutige Sprache. 
Beobachtet man die Zahlen in den 
einzelnen Landkreisen nach Alters-
gruppen gestaffelt, fällt ohne weite-
res sofort auf, dass die zwischen 5 
– 14 Jahren die derzeit am stärksten 
von Infektionen heimgesuchte der 
Gesellschaft darstellt. Auch wenn 
dies weiterhin (noch) nicht zu einer 
Kulmination schwerer Krankheits-
verläufe bei Menschen dieser Al-
tersgruppe geführt hat, ist noch sehr 
wenig über die möglichen Langzeit-
folgen einer Covid-19-Erkrankung 
und „Long Covid“ bekannt. Schü-
ler*innen und Kitakinder werden 
somit bewusst einer Coronainfek-
tion ausgesetzt, um die wirtschaft-
lichen Prozesse am Laufen zu hal-
ten. Dabei wird wissentlich in Kauf 
genommen, dass die Auswirkungen 
von „Long Covid“-Erkrankungen 
von derzeit jungen Schüler*innen 
und Kitakindern in 20 – 30 Jahren 

erhebliche Auswirkungen auf un-
sere Gesellschaft mit sich bringen 
können. Aber das dahinterliegen-
de Interesse ist schnell geklärt: Die 
Kapitalist*innen haben derzeit mehr 
damit zu tun, um ihr wirtschaftliches 
Überleben im rauen internationalen 
Konkurrenzkampf zu behaupten, 
als Rücksicht auf die Gesundheit ir-
gendwelcher potenzieller Angestell-
ter in 20 – 30 Jahren zu nehmen.

Pandemisches vs. endemisches Virus?

Derzeit wird immer noch von einer 
„Pandemie“ gesprochen und die 
Hoffnung aufrechterhalten, dass es 
eine Zeit nach Corona geben wird 
bzw. ein Weg zu den „guten alten 
Zeiten“ gefunden werden kann. 
Dies ist aber nicht nur ein Wort, 
an das sich alle gewöhnt haben 
und das deshalb noch weite Ver-
wendung findet. Der Fokus auf das 
Wort „Pandemie“ lenkt auch von 
der Frage ab, ob das Coronavirus 
überhaupt noch pandemisches Vi-
rus, oder nicht schon ein endemisch 
(einheimisch) gewordenes ist. Je 
nach Einschätzung in dieser Frage 
lassen sich auch unterschiedliche 
Maßnahmen und Umgangsformen 
mit dem Virus ableiten, wie z. B. mit 
dem Impfen. Ein pandemisches Vi-
rus kann durch eine breit aufgestell-
te Impfpflicht aus einer Gesellschaft 
gedrängt werden. Bei einem ende-
mischen Virus ist dies nicht mehr 
möglich und eine immer wieder-
kehrende Impfung in regelmäßigen 
Abständen mit angepassten Impf-
stoffen wird notwendig. Ob wir uns 
in Bezug auf das Coronavirus schon 
in einer endemischen oder noch ei-
ner pandemischen Lage befinden, 
ist noch umstritten. Dass wir aber 
auf dem Weg dahin sind, ist jedoch 
sicher. Auch die WHO spricht jetzt 
schon davon, dass wir das Coron-
avirus nicht mehr loswerden, d. h. 
Es endemisch ist bzw. werden wird.

Solche endemischen, immer wieder-
kehrende Viren sind der Menschheit 

aber nicht fremd: z. B. das jährliche 
Grippevirus. Dieses verändert bzw. 
mutiert im Laufe eines Kalenderjah-
res bei seinem „Gang“ über den 
Globus so stark, dass es jährlich 
in einer neuen Form eine erneu-
te Grippewelle auslösen kann. Es 
werden durch ganzjährige Beob-
achtungen die Veränderungen des 
Virus durch extra dafür eingerichte-
te Forschungszentren verfolgt, um 
dann den passenden Impfstoff für 
die kommende virulenten Mutanten 
herstellen zu können. Eine Klassifi-
zierung des Coronavirus als ende-
misch würde eine solche ganzjähri-
ge Beobachtung sowie eine zeitlich 
abgestimmte Anpassung der be-
nötigten Impfstoffvarianten sowie 
deren Produktion bedeuten. Ein 
solches System aufzubauen, benö-
tigt vor allem Geld, wovor sich aber 
die Entscheidungsträger*innen der-
zeit wegducken und das Thema zur 
Seite schieben, indem weiterhin von 
einer Pandemie gesprochen wird.

Impfpflicht? Schattenboxen oder ein 
möglicher Weg aus der Coronakrise?

Die obige Unterscheidung zwi-
schen pandemischer und ende-
mischer Lage hat auch mit einer 
derzeit stark geführten Debatte zu 
tun – der der Impfpflicht. Sie wird 
derzeit entweder in Form einer ge-
nerellen Impfpflicht geführt oder in 
Verbindung mit bestimmten Berufs-
gruppen wie z. B. Pfleger*innen, 
Kitaangestellten oder Lehrer*innen. 
Stellt eine solche Diskussion jedoch 
ein Schattenboxen dar oder ist sie 
wirklich ein möglicher Weg aus der 
Coronakrise?

Österreich ging als erstes Land in 
der EU den Schritt und verkündete 
ab Februar 2022 eine allgemeine 
Impfpflicht. Die wurde gekoppelt mit 
der Verhängung eines Lockdowns 
für alle ab dem 22. November und 
keiner Differenzierung mehr zwi-
schen Geimpften, Genesenen und 
Ungeimpften vor dem 12. Dezem-
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ber 2021. Aber wer eine Impfpflicht 
ausspricht, muss diese auch durch-
setzen können. Hier muss dann die 
Frage gestellt werden, ob ein sol-
cher Beschluss überhaupt ausführ-
bar ist: Sind überhaupt genügend 
Impfdosen vorhanden? Wie schnell 
soll das Impfen durchgezogen wer-
den und gilt die Impfpflicht nur jetzt 
oder auch für notwendige Auffri-
schungen in absehbarer Zukunft?

Das Beispiel Kuba zeigt, wie eine 
gut organisierte Massenimpfkam-
pagne in sehr kurzer Zeit fast die 
gesamte Bevölkerung erfassen 
kann. Trotz wirtschaftlichen Em-
bargos und internationalen Drucks 
hat dieses Land es geschafft, einen 
eigenen Impfstoff herzustellen und 
diesen in der eigenen Bevölke-
rung mithilfe einer groß angelegten 
Massenimpfkampagne einzusetzen. 
Seit dem Impfstart am 16.09.2021 
wurden bis Stand 18.11.2021 
rund 89 % mindestens einmal und 
76,6 % vollständig geimpft (Quel-
le: https://de.statista.com/statistik/
daten/studie/1203308/umfrage/
impfstoffabdeckung-der-bevo-
elkerung-gegen-das-coronavi-
rus-nach-laendern/). Bei einem 
Impfstoff mit einer Wirksamkeit von 
rund 90 % sprechen auch die Zah-
len eine eindeutige Sprache für die 
kubanische Impfkampagne. Hat-
ten sich in der Kalenderwoche des 
16.09.2021 noch 56 165 Men-
schen auf Kuba angesteckt, fiel 
diese Zahl kontinuierlich auf nun 2 
064 dieser Woche (Quelle: https://
coronavirus.jhu.edu/map.html). 
Auch wenn diese Zahlen eventuell 
nicht den kompletten Infektionsver-
lauf auf Kuba abbilden, ist ihr Rück-
gang doch recht beeindruckend.

Dieser Impferfolg in nur drei Mona-
ten war durch das seit langem auf 
Kuba eingeübte, planwirtschaftliche 
Impfsystem möglich: Die Impfung 
wird zentral von den Gesundheits-
behörden koordiniert, in den Bar-
rios aber die Umsetzung den Mas-

senorganisationen, insbesondere 
den Nachbarschaftskomitees (CDR) 
übertragen. Diese sorgen dafür, 
dass wirklich alle aus der Nachbar-
schaft an den zugeteilten Terminen 
in die Kollektivpraxen kommen. 
Ein klarer Beweis für die Überle-
genheit eines kollektiven, planwirt-
schaftlichen Gesundheitssystem 
gegenüber der kapitalistischen 
Planlosigkeit!

Hier muss man verschiedene Situ-
ationen unterscheiden, in denen 
eine Impfpflicht festgeschrieben 
und auch durchgeführt wird. Es 
macht einen großen Unterschied 
für den Schutz der Wirksamkeit, ob 
sie und eine große Impfkampagne 
zu einer Hochzeit der Infektionsla-
ge durchgeführt werden oder nicht. 
Sind die Infektionszahlen in einem 
Land hoch, bedeutet dies auch eine 
hohe Virenlast in der Gesellschaft 
und somit ein erhöhtes Risiko, eine 
derzeit symptomfreie, infizierte Per-
son zu impfen. In einem solchen 
Fall steigt auch die Wahrschein-
lichkeit, dass Mutationsvarianten 
des Virus in diesen infizierten, aber 
nun geimpften Personen etabliert 
werden, die sich im Anschluss aus-
breiten und den Impfstoff unwirksa-
mer werden lassen. Daher macht 
es auch Sinn, eine groß angeleg-
te, verpflichtende Impfkampagne 
durchzusetzen, wenn die Viruslast 
in einer Gesellschaft gering und 
damit auch die Infektionszahlen auf 
einem Minimum sind. Diese Chan-
ce wurde jedoch vertan, so dass 
es keine Alternative zur Forcierung 
des Impfens zum jetzigen Zeitpunkt 
gibt, selbst wenn deren Wirkungen 
erst in etlichen Monaten deutlich 
werden.

Wir brauchen einen 
solidarischen Lockdown!

Damit wir auf eine geringe Virus-
last nicht bis zum nächsten Sommer 
warten müssen und der Winter ei-
ner wie der letzte wird, benötigen 

wir jetzt einen klaren Lockdown, 
der nicht nur die Freizeiteinrichtun-
gen und den privaten Konsum trifft, 
sondern auch gesellschaftlich nicht 
notwendige Produktion und Tätig-
keiten für einige Wochen aussetzt.
Gekoppelt werden müsste das mit 
einer international angewandten 
Zero-Covid-Strategie. Dies be-
deutet: die Schließung aller nicht 
lebensnotwendiger Betriebe sowie 
die Weiterbezahlung aller Beschäf-
tigten, die wegen eines solchen 
notwendigen Lockdowns zuhause 
bleiben müssen. Ein solcher, auf die 
Wirtschaft ausgerichteter Lockdown 
würde auch mehr Raum geben, um 
Maßnahmen in Kitas und Schulen 
sowie im sozialen Bereich lockerer 
zu handhaben als in den vorheri-
gen Lockdowns. Dies ist wichtig, 
um die verlorene Akzeptanz für die 
nun notwendigen Maßnahmen zu-
rückzugewinnen.

Schließlich müsste er mit einem 
massiven sozialen Schutzschirm, 
finanziert durch eine massive Be-
steuerung der großen Kapitale und 
Vermögen, verbunden werden. D. 
h. unter anderem 100 % Lohnfort-
zahlung für alle, die nicht arbeiten 
gehen können; Verbot von Miet-
preissteigerungen und Kündigun-
gen von Wohnungen; Ausbau des 
Gesundheitswesens und Erhöhung 
der Einkommen um mindestens 
500,- Euro/Monat für alle Pflege-
kräfte; Sicherung der Betreuung 
von Kindern, Jugendlichen sowie 
von Menschen mit Behinderung 
durch zusätzliche Kräfte.

Stellt man die Impfpflicht alleine 
ohne weitere, gekoppelte Maß-
nahmen in den Raum, ist sie sehr 
wohl ein Schattenboxen, das von 
den derzeitig notwendigen Maß-
nahmen und Diskussionen abzu-
lenken versucht. Selbst wenn sie 
von der geschäftsführenden oder 
der neuen Bundesregierung sowie 
den jeweiligen Landesregierungen 
beschlossen und durchgesetzt wer-
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den würde, würde der Effekt die-
ser Maßnahme erst mittelfristig, in 
einigen Monaten sichtbar werden. 
So hat die Ankündigung der öster-
reichischen Regierung, ab Februar 
eine Impfpflicht einzuführen, über-
haupt keine Wirkung, soll vielmehr 
von der bisherigen Inaktivität und 
Verharmlosung der Gefahr sowie 
dem Zickzackkurs ablenken. Auch 
der Lockdown in Österreich ist letzt-
lich darauf berechnet, das Infekti-
onsgeschehen bis Mitte Dezember 
so weit in den Griff zu kriegen, 
dass dann wieder alles geöffnet 
ist, Weihnachten, Neujahrsfeiern 
und vor allem der Wintertourismus 
„gerettet“ werden können, also so 
weiter gewurschtelt werden kann 
wie bisher.

Wird eine Impfpflicht aber mit ei-
nem harten, solidarischen Wirt-
schaftslockdown und einer Kont-
rolle der Impfstoffproduktion und 
-verteilung durch die Arbeiter*in-
nenklasse auf einer internationalen 
Ebene verbunden, würde sie durch-
aus Sinn ergeben. Deren Umset-
zung müsste dabei von den Lohn-
abhängigen kontrolliert werden, so 
dass verhindert werden kann, dass 
sie von Unternehmen als Vorwand 
für Entlassungen und Kündigungen 
missbraucht wird.

Die aktuelle Zunahmen von hartnä-
ckigen Impfgegner*innen, die Aus-
breitung von letztlich irrationaler 
Ablehnung von Gesundheitsschutz 
und Impfung stellt dabei ein gesell-
schaftliches Hindernis dar, das na-
türlich nicht einfach durch Verbote 
überwunden werden kann. Zudem 
bereiten die bürgerliche, halbher-
zige und in sich widersprüchliche 
Coronapolitik und die Krise des Ka-
pitalismus selbst den Nährboden, 
auf dem diese wachsen. Um die-
sen reaktionären Trend zu brechen, 
müssen wir natürlich mit den Men-
schen sprechen und zu überzeugen 
versuchen, die nicht aus tiefer reak-
tionärer Überzeugung, sondern aus 

Mangel an Aufklärung und damit 
verbundenen Ängsten Impfungen 
skeptisch gegenüber stehen. Aber 
es muss ihnen von Seiten der Arbei-
ter*innenbewegung auch deutlich 
gemacht werden, dass die Wei-
gerung, sich und andere mit den 
vorhandenen Mitteln zu schützen, 
einen Akt der Entsolidarisierung ge-
genüber der Gesellschaft darstellt.

Eine zentrale Verantwortung für 
diese Misere kommt dabei den Ge-
werkschaften und den sozialdemo-
kratischen und Linksparteien, also 
in Deutschland vor allem der SPD, 
aber auch der Linkspartei zu, die 
vorgeben, die Lohnabhängigen zu 
vertreten. Und dabei geht es nicht 
nur, ja nicht einmal vorrangig um 
Leute wie Wagenknecht, die die 
Gefahr verharmlosen und reakti-
onären Müll verbreiten. Entschei-
dend ist, dass SPD und Linkspartei 
seit Ausbruch der Pandemie wie 
auch die DGB-Gewerkschaften die 
Regierungspolitik mitbestimmt oder 
faktisch gestützt haben. Die Politik 
eines Bodo Ramelow und ande-
rer Landesregierungen, an denen 
die Linkspartei beteiligt ist, unter-
scheidet sich nicht von denen der 
meisten anderen. Die Führungen 
der großen Industriegewerkschaf-
ten (IG Metall, IG BCE) und die 
Konzernbetriebsräte übten sich in 
Sozialpartner*innenschaft. GEW 
und Teile von ver.di äußerten zwar 
immer wieder Kritik an Bund und 
Ländern – aber viel zu zaghaft und 
ohne Mobilisierungsperspektive. 
Wenn wir in der Arbeiter*innenklas-
se etwas ändern wollen, müssen wir 
daher für einen Kurswechsel gerade 
in den Gewerkschaften und in den 
Betrieben kämpfen, so schwer es 
auch erscheinen mag.

Denn unmittelbar geht es darum, 
die Ausbreitung des Virus, das Ster-
ben und den drohenden Zusam-
menbruch des Gesundheitswesens 
effektiv zu stoppen. Daher brau-
chen wir einen solidarischen Lock-

down jetzt! Ansonsten droht, dass in 
den kommenden Wochen und Mo-
naten weitere Tausende an Corona 
sterben und weitere Hunderttausen-
de sich mit dem Virus infizieren.

»»     Für einen solidarischen Lockdown 
gemäß einer Zero-Covid-Strategie!

»»     Für eine koordinierte, internatio-
nale Impfkampagne, die Freigabe der 
Patente und weiterer Forschung, die 
Offenlegung und Kontrolle der Impf-
stoffforschung und -produktionsabläu-
fe!

»»     Enteignung der Impfstoffprodu-
zent*innen unter Arbeiter*innenkont-
rolle!

»»     Für eine Aufklärungskampagne 
zu den Impfstoffen durch die Gewerk-
schaften und Organisationen der Ar-
beiter*innenklasse in den Betrieben!

»»     Für eine breit angelegte Impfkam-
pagne, kontrolliert durch die Lohnab-
hängigen in den Betrieben, Schulen 
und Wohnvierteln! 
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ALEX ZORA

Seit einigen Wochen gibt es wie-
der regelmäßige Massendemons-
trationen auf den Straßen Wiens. 
Demonstriert wird gegen allerlei 
Maßnahmen gegen die Coro-
na-Pandemie. Die Impfpflicht wird 
ebenso abgelehnt wie die Mas-
kenpflicht, vorgeschriebene Tes-
tungen im Zuge der 3G-Regel am 
Arbeitsplatz oder aber auch un-
terschiedliche Ausformungen des 
Lockdowns. Die Stimmung der Teil-
nehmer*innen schwankt zwischen 
einem Leugnen der Pandemie und 
der Sorge über die Einschränkung 
der persönlichen Freiheit. Auf dem 
Höhepunkt erreichten die Mobili-
sierungen eine Stärke von an die 
50.000 Menschen.

Im Wesentlichen werden die De-
monstrationen von einigen „pro-
minenten“ Persönlichkeiten der 
„Corona-kritischen“ Szene orga-
nisiert. Die Hauptstützen haben 
sich seit den Demonstrationen im 
letzten Winter – als eine gesetzli-
che Impfpflicht noch bei weitem 
nicht ins Haus stand - nicht we-
sentlich geändert. Zu nennen sind 
beispielsweise der weit rechts ste-
hende Martin Rutter oder auch 
Hannes Brejcha. Der entscheiden-
de Unterschied zu letztem Winter 
ist aber, dass sich die FPÖ – jetzt 
geführt von Herbert Kickl – aktiv in 
die Mobilisierungen einbringt und 
organisatorisch führend auftritt. 
Sorgte damals die Unterstützung 
Kickls für die Demonstrationen 
noch für Unmut in der FPÖ, steht 
die Partei nun zumindest nach au-
ßen nahezu geschlossen hinter der 

neuen Linie. Organisatorisch steht 
hinter den Corona-skeptischen 
Demonstrationen also ein rechtes 
Spektrum, das von der FPÖ über 
einzelne weit rechts stehende Ein-
zelpersonen und die faschistischen 
Identitären bis hin zu Neonazis 
(Gottfried Küssel und Co.) und Na-
zi-Hooligans aus der Fußballszene 
reicht. Daneben gibt es auch eine 
sehr große Anzahl an nicht-ideolo-
gischen Menschen auf der Straße, 
aber diese sind entweder politisch 
nach rechts offen, oder legen be-
wusste Ignoranz der Tatsachen an 
den Tag.

Was die soziale Zusammensetzung 
der Demonstrationen betrifft ist vor 
allem eines sehr auffällig. Bei den 
Demonstrationen in Wien kommt 
die große Mehrheit der Menschen 
immer aus den Bundesländern 
(teilweise auch aus dem Ausland) 
angereist. Es liegen dazu zwar kei-
ne wissenschaftlich erfassten Zah-
len vor, aber diese Tatsache ist aus 
den vielen Bundesländer-Fahnen 
auf den Demos ersichtlich, den 
Reaktionen der Demonstrations-
teilnehmer*innen auf Redner*in-
nen („Wo sind die Wiener?“) sowie 
insbesondere aus den Erfahrungen 
regionaler Mobilisierungen. So 
riefen etwa am 1.12.2021 diver-
se Vertreter*innen der Bewegung 
zum „Warnstreik“ gegen die Maß-
nahmen auf. Dabei gab es Mobili-
sierungen in den diversen Landes-
hauptstädten. Die größten davon 
waren in Linz (1.500-2.000), Graz 
(bis zu 1.500) und Innsbruck 
(1.500). In Wien waren es hinge-
gen nur „einige Hundert“ (orf.at).  
Die politische Richtung in die sich 

die Demonstrationen seit mehr als 
einem Jahr entwickeln, ist ganz ein-
deutig nach rechts. Die Impfpflicht 
wird abgelehnt, aber nicht weil die 
Umsetzung der Bundesregierung 
sozial ungerecht ist, sondern aus 
einer individualistischen, chauvi-
nistischen und wissenschaftsfeindli-
chen Haltung heraus. Die mehr als 
zehntausend Todesopfer der Pan-
demie alleine in Österreich werden 
entweder relativiert bzw. geleugnet 
oder damit gerechtfertigt, dass es 
„eh nur“ alte bzw. schon vorher 
kranke Leute betroffen hätte. Inter-
national reiht sich die Bewegung in 
Österreich ganz klar in Mobilisie-
rungen der Rechten in Deutschland 
oder den USA mit den dazugehöri-
gen Verschwörungsmythen ein.

Als Linke muss man dieser Bewe-
gung zweierlei entgegen setzen. 
Einerseits braucht es klare Gegen-
mobilisierungen auf der Straße, 
damit Faschist*innen nicht unge-
hindert die Macht auf der Straße 
übernehmen und zur physischen 
Bedrohung werden. Andererseits ist 
der Regierungspolitik eine brauch-
bare linke Alternative entgegen zu 
stellen und sichtbar zu machen. 
Anstatt rechtzeitig wirkungsvolle 
Maßnahmen gegen die Pandemie 
zu treffen und die Menschen dabei 
sozial und gesundheitlich abzusi-
chern, wird nämlich leider lieber 
der Profit für den Wintertourismus 
gesichert und die Durchseuchung 
der Gesellschaft forciert. 

Neue alte Rechte 
in der Pandemie
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Die Ereignisse rund um die Beset-
zung in Hirschstetten überschlugen 
sich in den letzten Wochen. Zuerst 
wurde der Stopp des Lobautunnels 
vom Umweltministerium verkün-
det. Dann wurden Aktivist*innen 
der Bewegung mit Klagen von der 
Stadt Wien bedroht. Und kurz vor 
Neujahr wurde eine Hütte, in der 
sich Besetzer*innen befanden, in 
Brand gesteckt. Zum Glück wurde 
niemand verletzt, aber die Bewe-
gung steht von mehreren Seiten 
aus unter Beschuss und die lange 
Besetzung, nun im Winter, zehrt an 
Kräften.  Es macht Sinn sich stra-
tegisch zu überlegen, wie man mit 
diesen Angriffen umgeht, sie kon-
tert und vor allem darüber nicht an 
Schwung verliert.

Protest in der Sackgasse? 

Das vermutlich größte Problem der 
Klimabewegung in Österreich mo-
mentan ist, dass zwar mit der Be-
setzung und der medialen Kampa-
gne drum herum ordentlich Druck 
erzeugt wurde, aber darüber hin-
aus keine starke Bewegung mobili-
siert werden konnte. Die Besetzung 
selbst ist zunehmend isoliert und es 
wird wegen Kälte, Dauer und Re-
pression immer schwieriger.

Die Probleme haben ihren Ur-
sprung zum Teil in den Klimaorgani-
sationen, zum Teil aber sicher auch 
an der zaghaften Wiener Linken. 
Erstere verstehen es nicht genug 
über das jetzige kapitalistische Sys-
tem hinauszuschauen und weigern 
sich aus Angst Anschlussfähigkeit 

zu verlieren vor einer offenen Zu-
sammenarbeit mit linkeren politi-
schen Gruppen. Andererseits misst 
die radikalere Linke dem Protest zu 
wenig Bedeutung zu und verpasst 
es die Bewegung ausreichend zu 
unterstützen und die strategische 
Auseinandersetzung zu bereichern. 
So verharrt der Protest in einer pre-
kären Situation, in der sich alles an 
der Aufrechterhaltung der Beset-
zung aufzuhängen scheint.

In die Breite gehen

Die Besetzung ist auch weiterhin 
eine legitime Strategie und hat 
mediale Aufmerksamkeit und Kon-
frontation mit der Stadtregierung 
ermöglicht.   Aber sie ist nicht das 
Mittel mit dem der Kampf gewon-
nen werden wird, dazu ist sie zu 
schwach - wenn sie nicht zusam-
menbricht wird bald geräumt wer-
den. Deshalb muss das nächste 
Ziel sein, die Isolierung zu über-
winden und so wieder an Kampf-
kraft zu gewinnen. Das könnte 
über erneute punktuelle, breite 
Mobilisierungen passieren, da sie 
niederschwellige Beteiligungsmög-
lichkeiten bieten als eine Besetzung 
in der Donaustadt. Dafür ist es 
wichtig, die politischen Gruppen, 
die sich bereits solidarisch erklären 
(zum Beispiel die sozialdemokrati-
schen Jugendorganisationen) auch 
stärker in die Verantwortung zu zie-
hen und einzubeziehen. Die dro-
henden Klagen bzw. deren Abwehr 
bietet dazu gute Gelegenheit. Ein 
geeignetes Mittel dafür wäre ein 
Art Strategiekonferenz, wo solida-
rische Gruppen gezielt eingeladen 
werden und auch eine genaue Er-

hebung über Ressourcen und mög-
liche Perspektiven stattfindet.

Widersprüche zuspitzen

Aber auch eine breitere Bewegung 
mit erneuten Demonstrationen oder 
stärkeren Aktionen des zivilen Un-
gehorsams wird nicht ausreichen 
um den Betonschädel der Stadtre-
gierung zu knacken. Es lohnt sich 
ein Blick in diesen Schädel selbst. 
In der Sozialdemokratie selbst ist 
das Festhalten an der Stadtstraße 
nicht ganz unumstritten. Allen vo-
ran die Jugendorganisation haben 
sich gegen die Straßenbauprojekte 
gestellt, zuletzt etwa die Vorsitzende 
der Jungen Generation. Wenn es 
gelingt die Widersprüche innerhalb 
der Sozialdemokratie zuzuspitzen, 
dann könnte das Parteischiff ins 
Schwanken geraten. Dafür müss-
ten die abweichenden Sozialdemo-
krat*innen aber ihre politische Ver-
antwortung wahrnehmen und offen 
gegen den Bürgermeister in Aktion 
treten. Im Einbeziehen dieser Kräfte 
(bzw. im Aufbau des dafür erfor-
derlichen Drucks) über eine Strate-
giekonferenz zum Aufbau von Brei-
te, schließt sich der Kreis zu einer 
Strategie. Soweit unser Vorschlag, 
den wir allen Aktivist*innen zur Dis-
kussion stellen. Unabhängig von 
Sieg oder Niederlage gegen das 
Projekt Stadtstraße – der Kampf für 
eine gerechte Verkehrswende, die 
Zusammenarbeit linker und um-
weltpolitischer Organisationen und 
das Streben hin zu einer besseren 
Gesellschaft muss weitergehen! 

Wie weiter für die 
Verkehrswende?
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Broschüre zur „Au� ruch“-Kampagne: 
Lehren für linke Organisierung
Eine Sammlung unserer Debattenbeiträge, Artikel und Flugblätter aus der Zeit 
als wir uns an der 
„Au� ruch“-Kampagne beteiligten.
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Revolutionärer Marxismus 54:
Umweltkrise: Eine Krise des Kapitalismus
Der Kapitalismus sprengt die ökologischen Grenzen unseres Planets. Diese 
Krise kann nicht unabhängig von der zugrunde liegenden Produktionsweise 
getrennt werden. Mit Kritiken der Strömungen der Umweltbewegung.
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WER WIR SIND

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Aus-
beutung und Unterdrückung mehr 
gibt. Diese Gesellschaft kann nicht 
durch stetige Reformen erreicht 
werden, sondern erfordert einen 
radikalen, revolutionären Bruch der 
Arbeiter und Arbeiterinnen mit den 
heutigen kapitalistischen Zustän-
den. Deshalb unterstützen wir alle 
Kämpfe, Aktionen und Forderun-
gen, die die Interessen der arbei-
tenden Bevölkerung zum Ausdruck 
bringen und die Keimform einer 
größeren, zukünftigen Arbeiter*in-
nenbewegung sind.

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaf-
fen werden. Wir haben daher nichts 
mit den Regimen des ehemals „real 
existierenden Sozialismus“ gemein. 
In diesen Staaten herrschte nicht 
das arbeitende Volk, sondern eine 
bürokratische Kaste, die das Prole-
tariat unterdrückte und sich selbst 
bereicherte. Wir treten für eine 
Rätedemokratie ein, d.h. die de-
mokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl 
von Delegierten, auf die sich die 
Regierung, die Staatsgewalt und 
sämtliche Verwaltungsgremien stüt-
zen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 

Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der 
Arbeiter*innenklasse zur Einsicht in 
ihr gesamtgesellschaftliches Klas-
seninteresse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäg-
lich unzählige Opfer und zer-
stört Menschenleben – durch 
Hunger, Krieg und Unterdrü-
ckung. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der
sozialistischen Revolution.
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